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Ein Europa, das schützt: EU verstärkt Maßnahmen gegen Desinformation 

Kommission stellt Wege zur weiteren Stärkung der globalen Bedeutung des Euro vor 

EU investiert Millionen in Erforschung seltener Krankheiten 

EU-Staaten unterstützen Kommissionsvorschlag zu Transfettsäuren 

Mitgliedstaaten und Kommission arbeiten gemeinsam an Förderung künstlicher 
Intelligenz „Made in Europe“ 

Besserer Schutz von Kindern in grenzüberschreitenden Familienstreitigkeiten 

Kommission stellt ihre Antwort auf den Antisemitismus vor und präsentiert eine 
Umfrage, wonach der Antisemitismus in der EU zunimmt 

Neue Projektvorschläge für das Europäische Solidaritätskorps können eingereicht 
werden 

Rat billigt Einigung über den Haushaltsplan der EU für 2019 

Ein Europa, das zuhört: Bürgerdialoge und Bürgerkonsultationen 

Ein Europa, das schützt: Kommission begrüßt strengere Vorschriften zur Bekämpfung 
von Cyberkriminellen 

Handelsabkommen zwischen der EU und Japan kann voraussichtlich im Februar 2019 
in Kraft treten 

Anteil des EU-BIP, der für Sozialschutz ausgegeben wird, leicht gesunken 

EU-Agentur kann nationale Regulierer im Energiebinnenmarkt besser überwachen 

Sechs Wege, wie die EU 2018 Ihr digitales Leben verbessert hat 

Afrika-Europa-Allianz: Erste Projekte sind am Start 

Saubere Mobilität: Parlament und EU-Staaten einig über neue CO2-Grenzwerte für 
Autos 

Ethische Leitlinien für Künstliche Intelligenz: EU holt Ihre Meinung ein 
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Verbot von Einwegplastik: EU-Kommission begrüßt Einigung von Parlament und Rat 

Fangquoten für 2019: Mehr Scholle und Kabeljau, Beschränkungen für Aal 

Geld für die Umsetzung Ihres Projektes auf regionaler/nationaler Ebene 

Standard-Eurobarometer-Umfrage Herbst 2018: Positives Bild der EU überwiegt im 
Vorfeld der Europawahlen 

EU-Ratspräsidentschaft Rumänien: Jänner bis Juni 2019 

 
 
 
05.12.2018 Europäische Kommission 
Ein Europa, das schützt: EU verstärkt Maßnahmen gegen Desinformation 
 
Angesichts der bevorstehenden Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 2019 und der 
zahlreichen nationalen Parlaments- und Kommunalwahlen, die bis 2020 in den 
Mitgliedstaaten anstehen, legt die Europäische Union am 5. Dezember 2018 einen 
Aktionsplan gegen Desinformation vor, um in Europa und über Europas Grenzen hinaus 
verstärkt gegen Desinformation vorzugehen. Mehr 
 
 
05.12.2018 Europäische Kommission 
Kommission stellt Wege zur weiteren Stärkung der globalen Bedeutung des Euro vor 
 
Mit Blick auf den bevorstehenden Europäischen Rat und den Euro-Gipfel im Dezember stellt 
die Kommission Maßnahmen vor, mit denen die Rolle des Euro in einer sich wandelnden 
Welt gestärkt werden soll. Mehr 
 
 
06.12.2018 Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
EU investiert Millionen in Erforschung seltener Krankheiten 
 
Die Europäische Kommission und 35 Partnerländer haben am 6. Dezember 2018 eine neue 
Forschungspartnerschaft zu seltenen Krankheiten ins Leben gerufen. Mit einem Budget von 
über 100 Mio. Euro, davon die Hälfte aus dem EU-Forschungsprogramm Horizon 2020, 
sollen neue Behandlungs- und Diagnoseinstrumente erforscht werden. Mehr 
 
 
07.12.2018 Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
EU-Staaten unterstützen Kommissionsvorschlag zu Transfettsäuren 
 

Die EU-Mitgliedstaaten am 7. Dezember 2018 im zuständigen Ausschuss den Vorschlag der 
Europäischen Kommission unterstützt, eine Obergrenze für die Verwendung von industriell 
hergestellten Transfetten in Lebensmitteln zu setzen. Sie beträgt 2 Gramm Transfette pro 
100 Gramm Fett in für den Endverbraucher bestimmten Lebensmitteln. Mehr 
 
 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6647_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6643_de.htm
https://ec.europa.eu/germany/news/20181206-erforschung-seltener-krankheiten_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20181207-transfette_de
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07.12.2018 Europäische Kommission 
Mitgliedstaaten und Kommission arbeiten gemeinsam an Förderung künstlicher 
Intelligenz „Made in Europe“ 
 
Im Rahmen ihrer Strategie für künstliche Intelligenz (KI), die im April 2018 angenommen 
wurde, legt die Kommission am 7. Dezember 2018 einen gemeinsam mit den Mitgliedstaaten 
ausgearbeiteten koordinierten Plan vor, mit dem die Entwicklung und Nutzung der KI in 
Europa gefördert werden soll. Mehr 
 
 

07.12.2018 Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
Besserer Schutz von Kindern in grenzüberschreitenden Familienstreitigkeiten 

 

Wenn sich die Eltern streiten oder trennen, leiden Kinder oft am meisten. Leben die 
Elternteile in verschiedenen europäischen Ländern,  werden mögliche Folgen einer 
Trennung wie Sorgerechtsfragen, Umgangsrecht und Kindesentführung noch komplizierter. 
Am 7. Dezember 2018 sich die EU-Justizminister auf neue Vorschriften zum besseren 
Schutz von Kindern bei grenzüberschreitenden Familiensachen geeinigt. Die Kommission 
begrüßte den Beschluss. Mehr 
 
 

10.12.2018 Europäische Kommission 
Kommission stellt ihre Antwort auf den Antisemitismus vor und präsentiert eine 
Umfrage, wonach der Antisemitismus in der EU zunimmt 
 
Die Kommission reagiert am 10. Dezember 2018 auf eine neue Umfrage der Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte. Demnach haben 9 von 10 europäischen Juden den 
Eindruck, dass der Antisemitismus in den letzten fünf Jahren zugenommen hat. 
 
Die Ergebnisse der neuesten Antisemitismus-Umfrage der EU-Agentur für Grundrechte sind 
äußerst besorgniserregend: Für 85 % der europäischen Juden ist der Antisemitismus das 
größte soziale oder politische Problem in ihrem Heimatland. Andere Zahlen belegen unter 
anderem, dass Antisemitismus weitverbreitet ist und sich in der gesamten EU auf das 
tägliche Leben der europäischen Juden auswirkt. Mehr 
 
 

10.12.2018 Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
Neue Projektvorschläge für das Europäische Solidaritätskorps können eingereicht 
werden 
 

Mit über 96 Mio. Euro will die EU-Kommission im kommenden Jahr weitere Projekte für 
freiwilliges, soziales Engagement von jungen Menschen in Europa und der Welt fördern. Sie 
hat daher am 10. Dezember 2018 zur Einreichung von Projektvorschlägen im Rahmen des 
Europäischen Solidaritätskorps aufgerufen. Mehr 
 
 
11.12.2018 Europäischer Rat - Rat der Europäischen Union 
Rat billigt Einigung über den Haushaltsplan der EU für 2019 
 
Der Rat hat am 11. Dezember 2018 die Einigung mit dem Parlament über den Haushaltsplan 
der EU für 2019 gebilligt. 
 
Die gesamten Verpflichtungen werden auf 165,8 Mrd. € festgelegt, was einer Steigerung um 
3,2 % gegenüber dem im Laufe der letzten Monate geänderten Haushaltsplan für 2018 
entspricht. Die Zahlungen belaufen sich auf 148,2 Mrd. €, was einem Anstieg um 2,4 % 
gegenüber 2018 gleichkommt. Mehr 
 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6689_de.htm
https://ec.europa.eu/germany/news/20181207-grenzueberschreitende-familienstreitigkeiten_de
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6724_de.htm
https://ec.europa.eu/germany/news/20181210-projektvorschlaege-fuer-europaeische-solidaritaetskorps-eingereichen_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/12/11/council-endorses-agreement-on-eu-budget-for-2019/
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11.12.2018 Europäische Kommission  
Ein Europa, das zuhört: Bürgerdialoge und Bürgerkonsultationen 
 
Im Vorfeld des Europäischen Rates veröffentlicht die Europäische Kommission am 11. 
Dezember 2018 einen Fortschrittsbericht über Bürgerdialoge und Bürgerkonsultationen. 
Mehr 
 
 
11.12.2018 Europäische Kommission  
Ein Europa, das schützt: Kommission begrüßt strengere Vorschriften zur Bekämpfung 
von Cyberkriminellen 
 
Am 11. Dezember 2018 haben das Europäische Parlament und der Rat eine politische 
Einigung über den Vorschlag der Kommission erzielt, die Vorschriften zur Bekämpfung von 
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (Bankkarten, 
Schecks, mobile Zahlungen und virtuelle Währungen) zu verschärfen. Mehr 
 
 
12.12.2018 Europäische Kommission  
Handelsabkommen zwischen der EU und Japan kann voraussichtlich im Februar 2019 
in Kraft treten 
 
Die Europäische Kommission begrüßt, dass am 12. Dezember 2018 im Europäischen 
Parlament die Zustimmung zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen EU-Japan und zum 
Abkommen über eine strategische Partnerschaft zwischen der EU und Japan erteilt wurde. 
Mehr 
 
 
12.12.2018 eurostat 
Anteil des EU-BIP, der für Sozialschutz ausgegeben wird, leicht gesunken 
 
Im Jahr 2016 betrugen die Sozialschutzausgaben in der Europäischen Union (EU) 28,2% 
des BIP, ein leichter Rückgang gegenüber 28,4% im Jahr 2015. Dies geht aus Daten von 
Eurostat, dem statistischen Amt der Europäischen Union, hervor. Im Jahr 2016 waren die 
zwei Hauptfinanzierungsquellen für den Sozialschutz auf EU-Ebene Sozialbeiträge, die 55% 
der Gesamteinnahmen ausmachten, und staatliche Zuweisungen aus Steuereinnahmen, mit 
einem Beitrag von 40%. Mehr 
 
 
12.12.2018 Europäische Kommission – Vertretung in Deutschland 
EU-Agentur kann nationale Regulierer im Energiebinnenmarkt besser überwachen 
 
Die EU-Energieagentur ACER für die Zusammenarbeit der nationalen 
Energieregulierungsbehörden wird ein stärkeres Mandat erhalten. Darauf haben sich 
Parlament und Rat am 11. Dezember 2018 geeinigt. Derzeit beschränkt sich die EU-
Energieagentur mit Sitz in Slowenien auf die Koordination, Beratung und Überwachung. Die 
Regulierungsaufsicht ist fragmentiert, mögliche divergierende Entscheidungen und unnötige 
Verzögerungen sind die Folge. ACER werden nun zusätzliche Kompetenzen in den 
Bereichen übertragen, in denen fragmentierte nationale Entscheidungen von 
grenzüberschreitender Bedeutung zu Problemen für den Energiebinnenmarkt führen würden. 
Mehr 
 
 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6739_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6758_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6749_de.htm
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/9443906/3-12122018-BP-DE.pdf/ccc4da18-2b11-4eb3-8b96-652fa43a5702
https://ec.europa.eu/germany/news/20181212-eu-agentur-kann-nationale-regulierer-im-energiebinnenmarkt-besser-ueberwachen_de
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17.12.2018 Europäisches Parlament 
Sechs Wege, wie die EU 2018 Ihr digitales Leben verbessert hat 
 
Vom Ende von Geoblocking bis hin zur Finanzierung von kostenlosem WLAN in öffentlichen 
Räumen: Erfahren Sie hier, was das Parlament im Jahr 2018 getan hat, um Ihr Leben online 
zu verbessern. Mehr 
 
 
18.12.2018  Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
Afrika-Europa-Allianz: Erste Projekte sind am Start 
 
Das kürzlich ins Leben gerufene afrikanisch-europäische Bündnis für nachhaltige 
Investitionen und Arbeitsplätze trägt bereits erste Früchte. Bei einem Hochrangigen Forum 
Afrika-Europa in Wien hat EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker am 18. 
Dezember 2018 die ersten Erfolge der vor drei Monaten Initiative vorgestellt. Ziel ist es, die 
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zwischen den beiden Kontinenten zu vertiefen, um 
nachhaltige Arbeitsplätze und Wachstum zu schaffen. Mehr 
  
 

18.12.2018  Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
Saubere Mobilität: Parlament und EU-Staaten einig über neue CO2-Grenzwerte für 
Autos 
 

Das Europäische Parlament und der Rat der EU-Staaten haben sich am 17. Dezember 2018 
auf neue CO2-Grenzwerte für PKW und leichte Nutzfahrzeuge ab dem Jahr 2030 geeinigt. 
Demnach müssen die CO2-Emissionen von Neuwagen dann um 37,5 Prozent (PKW) bzw. 
31 Prozent (Nutzfahrzeuge) unter den bereits beschlossenen Emissionslimits von 2021 
liegen. Mehr 
 
 

18.12.2018  Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
Ethische Leitlinien für Künstliche Intelligenz: EU holt Ihre Meinung ein 
 
Die von der EU-Kommission im Juni eingesetzte hochrangige Expertengruppe für Künstliche 
Intelligenz (KI) hat am 18. Dezember 2018 den ersten Entwurf ihrer Ethikleitlinien 
veröffentlicht, auf deren Grundlage KI entwickelt und eingesetzt werden soll. Darin legen die 
52 Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft dar, wie Entwickler und 
Nutzer sicherstellen können, dass die KI die Grundrechte, die geltenden Vorschriften und 
Grundprinzipien respektiert. Bis zum 18. Januar 2019 können dazu Kommentare 
eingesendet werden. Mehr 
 
 
19.12.2018 Europäische Kommission - Vertretung in Deutschland 
Verbot von Einwegplastik: EU-Kommission begrüßt Einigung von Parlament und Rat 
 

Ein wichtiger Schritt im Kampf gegen Plastikmüll im Meer: Das Europäische Parlament und 
der Rat der Europäischen Union haben sich am 19. Dezember 2018 darauf  geeinigt, 
Einwegplastik-Produkte vom Markt zu nehmen, für die es leicht verfügbare und 
erschwingliche Alternativen gibt, beispielweise Wattestäbchen, Plastikbesteck und 
Plastikgeschirr. Solche Produkte machen einen großen Teil der Abfälle im Meer aus. Bei 
anderen Einwegprodukten aus Kunststoff sollen der Verbrauch gemindert, das 
Abfallmanagement verbessert und die Produkte klarer gekennzeichnet werden. Mehr 
 
 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/economy/20181205STO20959/sechs-wege-wie-die-eu-2018-ihr-digitales-leben-verbessert-hat
https://ec.europa.eu/germany/news/20181218-afrika-europa-allianz_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20181218-co2-grenzwerte-autos_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20181218-ethische-leitlinien-ki_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20181219-verbot-von-einwegplastik_de
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19.12.2018 Europäische Kommission 
Fangquoten für 2019: Mehr Scholle und Kabeljau, Beschränkungen für Aal 
 
 

Nach intensiven Verhandlungen haben sich am 19. Dezember 2018 am frühen Morgen die 
für Landwirtschaft und Fischerei zuständigen EU-Minister auf ihrer Tagung in Brüssel auf 
Fangmöglichkeiten für 2019 im Atlantik, in der Nordsee und im Schwarzen Meer verständigt. 
Mit der Vereinbarung erhöht sich die Zahl der nachhaltig befischten Bestände von 53 auf 59. 
Die Fangmengen für Scholle und Kabeljau können erhöht werden. Beim europäischen Aal 
wird es einen zusätzlichen Schutz geben. Mehr 
 
 
20.12.2018 Europäische Solidaritätskorps (ESK) 
Geld für die Umsetzung Ihres Projektes auf regionaler/nationaler Ebene 
 
 

Haben Sie eine gute Idee und brauchen Sie  für die Umsetzung noch finanzielle 
Unterstützung?  
 
Das Europäische Solidaritätskorps (ESK) hilft Ihnen dabei! Egal, ob Sie im Umweltschutz 
aktiv sind, in der Flüchtlingsbetreuung oder Nachbarschaftshilfe engagiert sind oder mittels 
Kunst- und Kulturprojekten Menschen bewegen - Aktivitäten, die Ihre Umwelt positiv 
beeinflussen, werden von der EU gefördert! 
 
• Wer darf einreichen: eine Gruppe von mindestens 5 Personen im Alter zwischen 18-

30 Jahren oder ein Verein. 
• Projektidee: Sie entscheiden worum es geht; mögliche Themen können Bildung, 

Integration, Kunst, Kultur, Menschenrechte, Umweltschutz; Reycling Aktion, 
Organisation einen Kulturfestivals, Lerncafé für alle Generationen mit 
Veranstaltungen uvm sein. 

• Projektort: das Projekt passiert auf lokaler Ebene, in der eigenen Gemeinde oder 
Stadt, im Bezirk oder der Region. 

• Unterstützung: Organisationen, z.B. ein Jugendzentrum, oder ein Verein, können 
gemeinsam mit oder für euch das Förderansuchen stellen. 

• Finanzierung: Zur Umsetzung des Projekts gibt es eine monatliche Pauschale von 
500; zusätzlich gibt es auch die Finanzierung eines Coaches.... 

 
Nähere Infos und Antragsformular: Antragsfrist: 07. Februar 2019 
Kostenlose Beratung zu dem Programm gibt es bei Susanne Rosmann: 0732 771030 12 
bzw. susanne.rosmann@4yougend.at 
 

https://ec.europa.eu/germany/news/20181219-fangquoten-2019_de
https://www.solidaritaetskorps.at/wp-content/uploads/2018/11/Factsheet_ESK_Solidaritätsprojekte_Für_Jugendliche_Q4.pdf
mailto:susanne.rosmann@4yougend.at
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21.12.2018 Europäische Kommission 
Standard-Eurobarometer-Umfrage Herbst 2018: Positives Bild der EU überwiegt im 
Vorfeld der Europawahlen 
 
Nach einer aktuellen, am 21. Dezember 2018 veröffentlichten Eurobarometer-Umfrage ist 
erstmals eine Mehrheit der Europäerinnen und Europäer der Ansicht, dass ihre Stimme in 
der EU zählt. Die Zahl derer, die ein positives Bild von der EU haben, nimmt zu. 
 
Die Zustimmung zur Wirtschafts- und Währungsunion ist nach wie vor sehr groß und erreicht 
im Euro-Raum einen neuen Höchststand. Mehr 
 
 
27.12.2018 http://www.romania2019.eu/ 
EU-Ratspräsidentschaft Rumänien: Jänner bis Juni 2019 
 
Ab 1. Jänner 2019 übernimmt Rumänien erstmals die EU-Ratspräsidentschaft für ein halbes 
Jahr. Rumänien ist 2007 der Europäischen Union beigetreten.  
  
Rumänien beginnt damit das neunte Trio mit Finnland und Kroatien. In die Zeit der 
rumänischen Ratspräsidentschaft fällt auch die Europawahl im Mai 2019 zum Europäischen 
Parlament. Mehr 
 
 
 
 
 
Redaktion und Impressum/Offenlegung gemäß §§ 24, 25 MedienG : 
Amt der Oö. Landesregierung 
Direktion Verfassungsdienst, 
EuropeDirect Oberösterreich 

Landhausplatz 1, 4021 Linz 
Telefon: 0732 7720 - 14020 
Fax: 0732 7720 - 21 40 22 

E-Mail: europedirect@ooe.gv.at 

 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6896_de.htm
http://www.romania2019.eu/
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